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Inhalt 
 
Regierungen und Verwaltungen gelten gemeinhin als die Gewinner der europäischen Integrati-
on. Sie gestalten maßgeblich alle Phasen der europäischen Rechtsetzung; je nach Politikfeld 
beträgt der Anteil des europäischen Rechts an den nationalen Rechtsnormen – mit erheblichen 
Schwankungen – angeblich bis zu 80 Prozent. Demgegenüber stoßen die Parlamente auf erheb-
liche Schwierigkeiten, politische Prozesse im mehrstufigen System der EU mitzugestalten und 
die Exekutiven zu kontrollieren. Insbesondere die Landtage haben als eigentliche Verlierer der 
Europäisierung offenbar einen erheblichen "Funktionsverlust" erlitten. Der Bundestag sieht sich 
angesichts der institutionellen Konstruktion der EU ähnlichen Schwierigkeiten gegenüber, wie 
sie die Landtage bereits im deutschen Exekutivföderalismus erfahren haben: Ähnlich wie im EU-
Ministerrat die nationalen Regierungen, entscheiden auch im Bundesrat Vertreter der Landesre-
gierungen. 

Jedoch ist seit jüngerer Zeit wieder von einer „Reparlamentarisierung“ der Politik die Rede. An-
gesichts dieser widersprüchlichen Befunde sollen im Kolloquium folgende Fragen erörtert wer-
den: Welche Beteiligungs- und Kontrollmöglichkeiten haben die Landtage im deutschen Exeku-
tivföderalismus? Nehmen die Parlamente in Bund und Ländern auf europäischer Ebene eigene 
Interessen wahr oder sind Sie eher "Wächter wider Willen"? Welche praktische Bedeutung hat 
die vom Bundesverfassungsgericht in seinem Lissabon-Urteil angemahnte Integrationsverant-
wortung, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Rettungspakete der Euro-Staaten, z.B. für Grie-
chenland? Wie ist das jüngst eingeführte Instrument der Subsidiaritätskontrolle zu bewerten? 
Welche formalen und informellen Möglichkeiten der Einflussnahme stehen Landtagen und Bun-
destag offen, um ihre Regierungen zu kontrollieren und rechtzeitig auf europäische Politik Ein-
fluss zu nehmen? Gibt es Beispiele guter Praxis aus anderen EU-Mitgliedstaaten? Und nicht zu-
letzt: Ist Europa hinreichend demokratisch legitimiert, wenn Parlamente ihre genuinen Funktio-
nen nur eingeschränkt wahrnehmen können? 

Die genannten Aspekte werden auf Grundlage neuerer wissenschaftlicher Untersuchungen und 
aktueller Dokumente untersucht. Das Kolloquium verbindet rechtswissenschaftliche und politik-
wissenschaftliche Perspektiven und wird von Vertretern von Praxis und Wissenschaft gemeinsam 
durchgeführt (Direktorin des Landtags Thüringen, Direktor des Bundestags a.D., Lehrstuhlinhabe-
rin Politikwissenschaft). 
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Organisatorische Hinweise  
 
Zur begleitenden Lektüre werden die in Downloadbereich (http://www.dhv-
speyer.de/Kropp/Lehrangebot.htm) eingestellten Unterlagen empfohlen. Dort finden Sie auch die 
ppt-Präsentationen, die im Laufe des Seminars angefertigt werden, ebenso weitere Texte zur 
begleitenden Lektüre. 

Die Veranstaltung wendet sich an Hörerinnen und Hörer aller Fachrichtungen. Gasthörer sind 
willkommen. 

Das Kolloquium soll auch dazu dienen, Präsentationstechniken einzuüben, d.h. die Referentinnen 
und Referenten sollten sich um eine knappe, präzise und verständliche Aufbereitung der in den 
Sitzungen zu behandelnden Sachverhalte bemühen, um allen anderen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern eine produktive Auseinandersetzung mit den Inhalten zu ermöglichen. Bitte keine End-
losreferate! 

Referate: Bitte senden Sie uns bis spätestens drei Tage vor Ihrem Referat die ppt-Präsentation 
bzw. andere von Ihnen erstellte Unterlagen zu. Kommen Sie bitte rechtzeitig mit einem Gliede-
rungsvorschlag zur Beratung in die Sprechstunde oder nehmen Sie per E-Mail Kontakt mit uns 
auf. 

Bitte erscheinen Sie vollständig zur ersten Sitzung am 24. November! Dort werden für die nach-
folgenden Blocksitzungen Themen und Unterlagen ausgegeben sowie Arbeitsgruppen zusam-
mengestellt. 
 

Leistungsanforderungen im Seminar 

Voraussetzungen für die Teilnahme am Kolloquium sind ein mündliches Referat von 20 bis max. 
30 Minuten bzw. eine andere mündliche Leistung (Arbeitsgruppenbericht, Podiumsdiskussion, 
Moderation etc.) sowie die regelmäßige und aktive Teilnahme an der Diskussion. Als Grundlage 
für die gemeinsame Diskussion dient die Lektüre von Texten bzw. von Dokumenten, die online 
eingestellt werden. 

 

E-Mail-Adressen: 

Dr. Birgit Eberbach-Born: direktorin@landtag-thueringen.de 

Prof. Dr. Sabine Kropp: kropp@dhv-speyer.de,ls-kropp@dhv-speyer.de 

Prof. Dr. Wolfgang Zeh: cowo.zeh@gmx.de 
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Programm  
 
 
24.11.2011   
 
Einführung / Referatsvergabe  
(Kropp) 
 
 
01.12.2011 
 
Block I:  Parlamentarische Kontrolle: Begriffe, Konzepte, Erscheinungsformen 
(Zeh) 
 
(1) Kontrolle der Regierung durch parlamentarische Minderheitsrechte  
   (Fragerechte, Mitwirkung an der Tagesordnung, Zitierrechte) 
 
(2) Ausschüsse und Gremien des Bundestages mit Kontrollfunktionen 
  (Haushalt, Nachrichtendienste, Untersuchungsausschuss) 
 
(3) Parlamentarische Kontrolle im Aufgabenspektrum des Parlaments 
   (Verhältnis zu Kreationsaufgaben, Gesetzgebung, Öffentlichkeitsfunktion) 

(GG und GOBT; Zeh in Isensee /Kirchhof 2005, hier §§ 52 und 53) 

 

 

Block II:  Die Europäisierung parlamentarischer Kontrolle: Ergebnisse vergleichender 
Studien  

(Kropp) 
 
(1) Parlamentarische Kontrolle in der EU: Warum sind Ressourcen zugunsten der Regierungen um-

verteilt worden? 
(Moravcsik 1997) 
 

(2) Wie intensiv ist die Kontrolle der Mitgliedstaaten? – Eine Übersicht über die institutionelle Um-
setzung parlamentarischer Kontrolle in der EU-15 
(Raunio 2005, 2011) 
 

(3) „Best practices“ – welche Parlamente sind erfolgreich und welche Lehren lassen sich ziehen? Das 
dänische und österreichische Modell 
(Laursen 2005; Pollack/Slominski 2009; Sousa Moller 2008) 

 
 
08.12.2011 
 
Block III:  Der Deutsche Bundestag 
(Zeh/Kropp) 
 
(1) Entwicklung parlamentarischer Kontrolle in Fragen der EU – ein Überblick 

(Sturm/Pehle 2005) 
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(2) Die Rolle des EU-Ausschusses sowie der Fachausschüsse im System parlamentarischer Kontrolle 
(Dokumente) 
 

(3) Informelle Strategien der Informationsgewinnung und Kontrolle im Mehrebenensystem der EU 
(Auel 2006; Kropp 2010) 
 

(4) Das Brüsseler Büro des Bundestags und seine Arbeitsweise 
(Vollrath 2011; Demuth 2009 - Textauszug) 
 

(5) Subsidiaritätskontrolle und Integrationsverantwortungsgesetz: Konzept, Probleme, Perspektiven 
(Dokumente) 

 
 
12.01.2012 
 
Block IV:  Die Landtage 
(Eberbach-Born) 
 
(1) Die „Veredelung von Information zu Wissen“ und der Wettlauf mit der Zeit. Unterrichtungspflich-

ten der Landesregierungen gegenüber ihren Parlamenten in Verfassung, Gesetz und Vereinbarung 
(Kluth 2010; Storr 2005; Dokumente) 
 

(2) Verantwortung der Landtage für die europäische Integration? Darf das Landesparlament der 
Landesregierung Weisungen für ihr Stimmverhalten im Bundesrat erteilen? 
(Papier 2010; Wittreck 2011)  
 

(3) Subsidiaritätskontrolle in den Landtagen anhand praktischer Beispiele; Verfahren, Organisation, 
Vernetzung 
(Länderdokumente zur EU-Beteiligung) 

 
 
Block V:  Parlamentarische Demokratie und Europäischen Union: zwischen Frust und 

Hoffnung 
(alle) 
 
Stichworte für die Diskussion 
 
• „Herrschaft von anonymen Büros und Computern“? „Monster aus Bürokraten“? 

(Enzensberger 2011) 
 

• Gewaltenteilung in der EU? Transparenz?  
 

• Legitimationsmodelle? 
(Komorowski 2010; Mross 2010)  
 

• Aussagen der Urteile des BVerfG zum Lissabonvertrag und zum Euro-Rettungsschirm?  
(BVerfGE 123, 267 ff.; BVerfG EuGRZ 2011, 525 ff.) 
 

• Direktdemokratische Elemente als Ergänzung parlamentarischer Demokratie? 
(Guckelberger 2010) 
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Dokumente 
 

Europäische Union 
 

• Konsolidierte Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union, ABI., 2010/C 83/01, 30.03.2010 (Auszug: Art. 4-15, EUV) 
[http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:083:FULL:DE:PDF] 

- Protokoll (Nr. 1) „Über die Rolle der nationalen Parlamente in der EU“ (C 83/203) 
- Protokoll (Nr. 2) „Über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhält-

nismäßigkeit“ (C 83/206)  
• Europäische Kommission (2010): Jahresbericht 2009 über die Beziehungen zwischen der Euro-

päischen Kommission und den nationalen Parlamenten. Brüssel, KOM(2010) 291 endg., 2. Juni. 
• Brief von EU-Kommissionspräsident Barroso an die Präsidenten der 40 Kammern der nationalen 

Parlamente der EU bezüglich der neuen Bestimmungen, die der Vertrag von Lissabon im Hinblick 
auf die nationalen Parlamente vorsieht (01.12.2009) 

 
Bundesebene 
 

• BVerfGE 8, 105 ff.  
• BVerfGE 123, 267 ff.; BVerfG EuGRZ 2011, 525ff. 
• Grundgesetz, insb. Art. 23 
• §45, Schmidt-Bleibtreu, Bruno/Hofmann, Hans/Hopfauf, Axel. 2011. Kommentar zum Grundge-

setz, Köln: Carl Heymanns, 12. Auflage, S. 1051-1064. 
• Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GOBT) 
• Gesetz über die Wahrnehmung der Integrationsverantwortung des Bundestages und des Bundes-

rates in Angelegenheiten der Europäischen Union, (Integrationsverantwortungsgesetz IntVG), 
Stand 01.12.2009. 

• Gesetz über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Angelegen-
heiten der Europäischen Union (EUZBBG), Stand 22.09.2009. 

• Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Angele-
genheiten der Europäischen Union (EUZBLG), Stand 22.09.2009.  

• Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages hier: Änderungen im Hinblick auf 
den Vertrag von Lissabon, Ds. 17/2394, 05.07.2010, Beschluss: 08.07.2010. 

• Beschluss des Bundesrates: Vorschlag über eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Einlagensicherungssysteme (Neufassung) KOM(2010) 368 endg., Ds. 437/10(B), 
24.09.2010. 

 
Länderebene 
 

• Abels, Gabriele (2010): Integrationsverantwortung wahrnehmen – Mitwirkungsrechte ausgestal-
ten, Stellungnahme für die Öffentliche Anhörung des Europaausschusses des Landtags von Ba-
den-Württemberg, 03.03.2010. 

• Entschließung der Konferenz der Präsidenten und Präsidentinnen der deutschen Landesparla-
mente: „Beteiligung der Landesparlamente bei der Wahrnehmung der Integrationsverantwortung 
der Länder“, Thüringer Landtag, Ds. 4/5472, 24.08.2009. 

• Stuttgarter Erklärung der Präsidenten und Präsidentinnen der deutschen Landesparlamente: 
„Demokratische Willensbildung auf der europäischen und der bundesstaatlichen Ebene legitimie-
ren; Einwirkungs- und Teilhabemöglichkeiten der deutschen Landesparlamente stärken“ Stutt-
gart 21./22.06.2010, Thüringer Landtag, Ds. 5/1150, 22.06.2010.  

• „Wolfsburger Erklärung der Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen und ös-
terreichischen Landesparlamente sowie des Tiroler Landtags“, Wolfsburg, 07.06.2011, Thüringer 
Landtag, Ds. 5/2872, 07.06.2011.  

• Länderdokumente zur EU-Beteiligung 
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